Satzung
zur Erhebung von wiederkehrenden Beitragen fur den
Ausbau von Verkehrsanlagen (Ausbaubeitragssatzung wiederkehrende Beitrage)
der Stadt Nastatten
vom 08.02.2019

Der Stadtrat hat auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung (GemO) und der 8§ 2
Abs. 1, 7, 10 und 10 a des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende Satzung be-
schlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

§1
Erhebung von Ausbaubeitragen

(1) Die Stadt erhebt wiederkehrende Beitrage fur die Herstellung und den Ausbau
von Verkehrsanlagen nach den Bestimmungen des KAG und dieser Satzung.

(2) Ausbaubeitrage werden fur alle MalRnahmen an Verkehrsanlagen, die der Erneu-
erung, der Erweiterung, dem Umbau oder der Verbesserung dienen, erhoben.

1. "Erneuerung" ist die Wiederherstellung einer vorhandenen, ganz oder teilweise
unbrauchbaren, abgenutzten oder schadhaften Anlage in einen dem regelmalfii-
gen Verkehrsbedurfnis genligenden Zustand,

2. "Erweiterung" ist jede flachenméalRige VergroRerung einer fertiggestellten Anlage
oder deren Erganzung durch weitere Teile,

3. "Umbau" ist jede nachhaltige technische Veranderung an der Verkehrsanlage,

4. "Verbesserung" sind alle MaRnahmen zur Hebung der Funktion, der Anderung
der Verkehrsbedeutung i.S. der Hervorhebung des Anliegervorteiles sowie der
Beschaffenheit und Leistungsfahigkeit einer Anlage.

(3) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch fur die Herstellung von Verkehrs-
anlagen, die nicht nach dem Baugesetzbuch (BauGB) beitragsfahig ist.

(4) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht, soweit Kostenerstattungsbetrage
nach 88 135 a-c BauGB zu erheben sind.

(5) Ausbaubeitrage nach dieser Satzung werden nicht erhoben, wenn die Kosten der
Beitragserhebung aul3er Verhéltnis zu dem zu erwartenden Beitragsaufkommen ste-
hen.

§2
Beitragsfahige Verkehrsanlagen

(1) Beitragsfahig ist der Aufwand fiur die 6ffentlichen Stral3en, Wege und Platze so-
wie selbststandige Parkflachen und Grinanlagen sowie fir selbststéandige Ful3- und
Radwege.



(2) Nicht beitragsfahig ist der Aufwand fir Briickenbauwerke, Tunnels und Unterfiih-
rungen mit den dazugehoérigen Rampen, mit Ausnahme des Aufwands fur Fahrbahn-
decke und FulBwegbelags.

§3
Ermittlungsgebiete

(1) Samtliche zum Anbau bestimmte Verkehrsanlagen des Stadtgebietes bilden als
einheitliche 6ffentliche Einrichtung das Ermittlungsgebiet (Abrechnungseinheit).

(2) Der beitragsfahige Aufwand wird fir die eine Abrechnungseinheit bildenden Ver-
kehrsanlagen nach den jahrlichen Investitionsaufwendungen in der Abrechnungsein-
heit nach Abs. 1 ermittelt.

§4
Gegenstand der Beitragspflicht

Der Beitragspflicht unterliegen alle baulich, gewerblich, industriell oder in &hnlicher
Weise nutzbaren Grundsticke, die die rechtliche und tatsachliche Mdglichkeit einer
Zufahrt oder eines Zugangs zu einer in der Abrechnungseinheit gelegenen Verkehrs-
anlage haben.

85
Gemeindeanteil

Der Gemeindeanteil betragt 30 %.

§6
Beitragsmaldstab

(1) Mal3stab ist die Grundstucksflache mit Zuschlagen fir Vollgeschosse. Der Zu-
schlag je Vollgeschoss betragt 15 %

(2) Als Grundstucksflache nach Abs. 1 gilt:

1. In beplanten Gebieten die Uberplante Grundsticksflache. Ist das Grundstick nur
teilweise Uberplant und ist der unbeplante Grundsticksteil dem Innenbereich
nach § 34 BauGB zuzuordnen, gilt als Grundstiicksflache die Flache des
Buchgrundstiicks; Nr. 2 ist ggf. entsprechend anzuwenden.

2. Hat der Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht, ist dieser
maf3gebend. Nr. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Liegen Grundstticke innerhalb eines
im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (8 34 BauGB), sind zu bericksichtigen:
a) bei Grundstiicken, die an eine Verkehrsanlage angrenzen, die Flache von
dieser bis zu einer Tiefe von 40 m.
b) bei Grundstiicken, die nicht an eine Verkehrsanlage angrenzen, mit dieser



aber durch einen eigenen Weg oder durch einen Zugang verbunden sind
(Hinterliegergrundstiick), die Flache von der zu der Verkehrsanlage hin lie-
genden Grundsticksseite bis zu einer Tiefe von 40 m.

c) Grundstucksteile, die ausschliel3lich eine wegemalige Verbindung darstellen,
bleiben bei der Bestimmung der Grundstiickstiefe nach a) und b) unbertck-
sichtigt.

d) Sind die jenseits der nach a) und b) angeordneten Tiefenbegrenzungslinie lie-
genden Grundstiicksteile aufgrund der Umgebungsbebauung baulich oder in
ahnlicher Weise selbstandig nutzbar (Hinterbebauung in zweiter Baureihe),
wird die Flache bis zu einer Tiefe von 80 m zugrunde gelegt.

Sind die hinteren Grundstiicksteile nicht in diesem Sinne selbstandig nutzbar
und geht die tatsachliche bauliche, gewerbliche, industrielle oder &hnliche
Nutzung der innerhalb der Tiefenbegrenzung liegenden Grundstiicksteile
Uber die tiefenmallige Begrenzung nach a) und b) hinaus, so verschiebt sich
die Tiefenbegrenzungslinie zur hinteren Grenze der tatsachlichen Nutzung.
Wird ein Grundsttick jenseits der in Satz 1 angeordneten erhdhten Tiefenbe-
grenzungslinie tatsachlich baulich, gewerblich, industriell oder ahnlich ge-
nutzt, so verschiebt sich die Tiefenbegrenzungslinie zur hinteren Grenze der
tatsachlichen Nutzung.

Bei Grundstucken, fur die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, Freibad,
Festplatz, Campingplatz oder Friedhof festgesetzt ist, die Flache des im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes liegenden Grundstickes oder Grundstick-
steiles vervielfacht mit 0,5. Bei Grundstiicken, die innerhalb eines im Zusammen-
hang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatséchlich so genutzt werden, die Fl&-
che des Grundstlcks — gegebenenfalls unter Berticksichtigung der nach Nr. 2
angeordneten Tiefenbegrenzung — vervielfacht mit 0,5.

(3) Fur die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 1 gilt:

1.

Fur beplante Grundstiicke wird die im Bebauungsplan festgesetzte hochstzulas-
sige Zahl der Vollgeschosse zugrundegelegt.

Bei Grundstucken, fur die im Bebauungsplan nicht die Zahl der Vollgeschosse,
sondern eine Baumassenzahl festgesetzt ist, gilt die durch 3,5 geteilte hochstzu-
lassige Baumassenzahl. Ist auch eine Baumassenzahl nicht festgesetzt, dafur
aber die Hohe der baulichen Anlagen in Form der Trauf- oder Firsthéhe, so gilt
die durch 3,0 geteilte héchstzulassige Trauf- oder Firsthéhe. Sind beide Hohen
festgesetzt, so gilt die héchstzulassige Traufhéhe. Soweit der Bebauungsplan
keine Festsetzungen trifft, gilt als Traufh6he der Schnittpunkt der Aul3enseite der
Dachhaut mit der seitlichen Aul3enwand. Die Hohe ist in der Gebaudemitte zu
messen. Bruchzahlen werden auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

Hat ein Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 BauGB erreicht, gelten
Nr. 1 und 2 entsprechend.

Soweit kein Bebauungsplan besteht, gilt

a) die Zahl der auf den Grundstiicken der ndheren Umgebung tGberwiegend vor-
handenen Vollgeschosse; ist ein Grundstlick bereits bebaut und ist die dabei



tatsachlich verwirklichte Vollgeschosszahl héher als die in der ndheren Um-
gebung, so ist die tatsachlich verwirklichte Vollgeschosszahl zugrunde zu le-
gen.

b) bei Grundstiicken, die mit einer Kirche bebaut sind, die Zahl von zwei Vollge-
schossen. Dies gilt fir Ttrme, die nicht Wohnzwecken, gewerblichen oder in-
dustriellen Zwecken oder einer freiberuflichen Nutzung dienen, entspre-
chend.

5. Ist nach den Nummern 1 — 4 eine Vollgeschosszahl nicht feststellbar, so ist die
tatsachlich vorhandene Traufhdhe geteilt durch 3,0 anzusetzen, wobei Bruchzah-
len auf ganze Zahlen auf- und abzurunden sind. Als Traufhéhe gilt der Schnitt-
punkt der Aul3enseite der Dachhaut mit der seitlichen Auf3enwand. Die Hohe ist
in der Gebaudemitte zu messen.

6. Bei Grundsticken, fur die im Bebauungsplan eine sonstige Nutzung festgesetzt
ist oder die aulRerhalb von Bebauungsplangebieten tatséachlich so genutzt wer-
den (z.B. Sport-, Fest- und Campingpléatze, Freibader, Friedhofe), wird bei vor-
handener Bebauung die tatsachliche Zahl der Vollgeschosse angesetzt, in jedem
Fall mindestens jedoch ein Vollgeschoss.

7. Bei Grundsticken, auf denen nur Garagen oder Stellplatze errichtet werden diir-
fen, gilt die festgesetzte Zahl der Geschosse oder, soweit keine Festsetzung er-
folgt ist, die tatsachliche Zahl der Garagen- oder Stellplatzgeschosse, mindes-
tens jedoch ein Vollgeschoss.

8. Bei Grundsticken, die im Geltungsbereich von Satzungen nach 8§ 34 Abs. 4
BauGB liegen, werden zur Ermittlung der Beitragsflachen die Vorschriften ent-
sprechend angewandt, wie sie bestehen fir

a) Grundsticke in Bebauungsplangebieten, wenn in der Satzung Bestimmun-
gen Uber das zulassige Nutzungsmalfl getroffen sind,

b) unbeplanten Grundstiicke, wenn die Satzung keine Bestimmungen Uber das
zulassige Nutzungsmal3 enthalt.

9. Die Zahl der tatséchlich vorhandenen oder sich durch Umrechnung ergebenden
Vollgeschosse gilt, wenn sie hoher ist als die Zahl der Vollgeschosse nach den
vorstehenden Regelungen.

Sind auf einem Grundstiick mehrere Gebaude mit unterschiedlicher Zahl von Vollge-
schossen zulassig oder vorhanden, gilt die bei der Giberwiegenden Baumasse vor-
handene Zahl.

(4) Fur Grundsttucke in Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten wird die nach den vor-
stehenden Regelungen ermittelte und gewichtete Grundstticksflache um 20 v.H. er-
hoht. Dies gilt entsprechend flr ausschlief3lich gewerblich, industriell oder in ahnli-
cher Weise genutzte Grundstticke in sonstigen Baugebieten.

Bei teilweise gewerblich, industriell oder in ahnlicher Weise genutzten Grundstiicken
(gemischt genutzte Grundstiicke) in sonstigen Baugebieten erh6hen sich die Mal3-
stabsdaten um 10 v.H..

(5) Abs. 4 gilt nicht fur die Abrechnung selbststandiger Grinanlagen.



8§87
Eckgrundstiicke und durchlaufende Grundsticke

(1) Grundstiicke, die sowohl von einer nach § 13 dieser Satzung verschonten Ver-
kehrsanlage erschlossen sind als auch von einer oder mehreren weiteren Verkehrs-
anlage(n) der Abrechnungseinheit erschlossen sind, werden nur mit 50 % ihrer ge-
wichteten Grundstticksflache angesetzt.

(2) Kommt fur eine oder mehrere der Verkehrsanlagen nach Abs. 1 die Tiefenbe-

grenzung nach 8 6 Abs. 2 dieser Satzung zur Anwendung, gilt die Regelung des Abs.
1 nur fur die sich tUberschneidenden Grundsticksteile.

§8
Entstehung des Beitragsanspruches
Der Beitragsanspruch entsteht mit Ablauf des 31. Dezember fiir das abgelaufene
Jahr.
§9
Vorausleistungen

(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes kdnnen von der Stadt Vorausleistungen auf
wiederkehrende Beitrage erhoben werden.

(2) Die Vorausleistungen werden nach der voraussichtlichen Beitragshdhe fur das
laufende Jahr bemessen.
§10

Beitragsschuldner

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides
Eigentiimer oder dinglich Nutzungsberechtigter des Grundstuckes ist.

(2) Mehrere Beitragsschuldner sind Gesamtschuldner.
8§11
Veranlagung und Falligkeit
(1 ) Die wiederkehrenden Beitrage und die Vorausleistungen darauf werden durch
schriftlichen Bescheid festgesetzt und 1 Monate nach Bekanntgabe des Beitrags-
bescheides fallig.

(2) Der Beitragsbescheid enthalt:

1. die Bezeichnung des Beitrages,
2. den Namen des Beitragsschuldners,



3. die Bezeichnung des Grundsttickes,

4. den zu zahlenden Betrag,

5. die Berechnung des zu zahlenden Betrages unter Mitteilung der beitragsfahigen
Kosten, des Gemeindeanteils und der Berechnungsgrundlagen nach dieser
Satzung,

6. die Festsetzung des Falligkeitstermins,

7. die Eroffnung, dass der Beitrag als offentliche Last auf dem Grundsttick ruht, und

8. eine Rechtsbehelfsbelehrung.

(3) Die Grundlagen flr die Festsetzung wiederkehrender Beitrage kénnen durch
besonderen Bescheid (Feststellungsbescheid) festgestellt werden.

8§12
Verschonungsregelung

Die Stadt kann gemaf 8§ 10a Absatz 5 KAG bestimmen, dass fir die Félle wonach
Grundstiicke, fur die in den vergangenen Jahren Anspruche auf ErschlielRungsbei-
trdge oder Sanierungsbetrdge nach dem Baugesetzbuch oder einmalige Ausbaubei-
trage entstanden sind und tatséchlich geleistet wurden, fir einen bestimmten Zeit-
raum bei der Ermittlung des wiederkehrenden Beitrags nicht berticksichtigt und nicht
beitragspflichtig werden (Verschonungsregelung). Das Nahere wird durch die ,Sat-
zung Uber die Verschonung von Abrechnungsgebieten gemalf 812 der Satzung zur
Erhebung von wiederkehrenden Beitragen fur den Ausbau von Verkehrsanlagen be-
stimmit.

§13
Offentliche Last
Der wiederkehrende Stral3enausbaubeitrag liegt als 6ffentliche Last auf dem Grund-
stuck.
8§14
In-Kraft-Treten
(1) Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kratft.
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung zur Erhebung von Einmalbeitrdgen nach tatsachli-
chen Investitionsaufwendungen fir den Ausbau von Verkehrsanlagen (Ausbaubei-

tragssatzung Einzelabrechnung) vom 24.10.2003 aul3er Kraft.

(3) Soweit Beitragsansprtiche nach der aul3er Kraft getretenen Satzung entstanden
sind, gelten die bisherigen Regelungen weiter.

Nastatten, 08.02.2019
gez. Rzeniecki (S))

Rzeniecki
Stadtbirgermeister



Verbandsgemeindeverwaltung , den 21.02.2019
Nastatten
Az.: 020-00/21

Vermerk:

1. Diese Satzung wurde in der offentlichen Sitzung des Stadtrates am 28.01.2019
beschlossen.

2. Die Satzung wurde am 08.02.2019 durch den Stadtbirgermeister unterschrieben
(ausgefertigt).

3. Die Satzung wurde gemaR § 1 der Hauptsatzung der Stadt Nastatten am
21.02.2019 in der Wochenzeitung "Blaues Landchen Aktuell" 6ffentlich
bekanntgemacht.

4. Satzungsausfertigung an

Abteilung 1.2
Stadt Nastatten

5. Zur Sammlung.
Im Auftrag:
gez. Michel (S)

Michel



	§ 2 Beitragsfähige Verkehrsanlagen
	§ 3 Ermittlungsgebiete
	§ 4 Gegenstand der Beitragspflicht
	§ 5 Gemeindeanteil
	§ 6 Beitragsmaßstab
	§ 7 Eckgrundstücke und durchlaufende Grundstücke
	§ 8 Entstehung des Beitragsanspruches
	§ 9 Vorausleistungen
	§ 10 Beitragsschuldner
	§ 11 Veranlagung und Fälligkeit
	§ 12 Verschonungsregelung
	§ 13 Öffentliche Last
	§ 14 In-Kraft-Treten
	Abteilung 1.2

